
ie Strategie der Automobilindustrie, Pkw mit Dieselmoto-
ren als Klimaretter in den Markt zu drücken, ist geschei-
tert. Gesundheitsschutz der Menschen wurde von Konzern-

strategen missachtet. In den USA kostet dieses Treiben allein VW 
mehr als 20 Milliarden Dollar, 30000 VW-Beschäftigte kostet es 
den Arbeitsplatz. Neben VW haben weitere Hersteller Abgaswerte 
manipuliert. Der Diesel in Pkw hat keine Zukunft. Saubere Antriebs-
techniken und vor allem Alternativen zum motorisierten Individu-
alverkehr müssen sofort in Angriff genommen werden; damit Hun-
derttausende Beschäftigte der Branche eine Zukunft haben.
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ie neue Landesregie-
rung in Schleswig-Hol-
stein, bestehend aus 

CDU/FDP und Grüne, hat in ih-
ren ersten hundert Tagen nicht 
den Beweis erbracht, dass sie 
ein gutes Vorbild auch für die 
Bundespolitik sein kann. 
     „Anpacken statt rumschna-
cken, wurde uns versprochen. 
Ergebnisse konnte diese Re-
gierung seit ihrem Start aber 
kaum produzieren. Noch ist 
Jamaika-Nord das Land, wo 
die Vorschusslorbeeren blühen. 
Es ist kein gutes Startsignal,   
dass diese Landesregierung 
mit dem neuen Mittelstands-
beirat den Pfad der bewährten 
sozialpartnerschaftlichen Be-
teiligung verlässt und Arbeit-
nehmervertreter ausschließt. 
Und wenn ein FDP-Minister 
persönliche Abneigungen 
gegen den Vergabemindest-
lohn zu Protokoll gibt, sogar 
eine Bundesratsinitiative 
der Jamaika-Koalition gegen 
die Dokumentationspflicht 
beim gesetzlichen Mindest-
lohn ankündigt, dann sind 
das für Arbeitnehmer keine 
guten Nachrichten. Wer an 
der Lohnuntergrenze herum-
fummeln will, wird auf den 
entschiedenen Widerstand der 
Gewerkschaften treffen“, sagt 
Uwe Polkaehn, Vorsitzender 
des DGB Nord.
     „Wenn künftig noch 
mehr bei Arbeitszeiten und 
Stundenlöhnen getrickst 
und geschummelt werden 
kann, ist der Mindestlohn das 
Papier nicht wert, auf dem er 
steht. Auch die Unternehmer 
sollten – in Kiel wie in Berlin 

– alle Versuche unterlassen, 
geltende Regeln und soziale 
Errungenschaften schleifen zu 
wollen. Dafür hat niemand der 
Koalitionsparteien ein Mandat 
erteilt. Im Gegenteil: Nötig 
sind Maßnahmen, die Arbeit-
nehmerängste abbauen und 
mehr Sicherheit und Ordnung 
am Arbeitsmarkt schaffen, 
vor allem durch mehr tariflich 
entlohnte, sozialversicherte 
und unbefristete Arbeit.“
DGB-Nord Pressemitteilung 11.10.2017 

D

100 Tage im Amt

Gewerkschaft 
kritisiert die 
neue Landes-
regierung

ie BALL-Fraktion in 
der Stadtvertretung 
will wissen, wieviel im 

Schuljahr die Eltern für dieses 
und jenes für ihr Schulkind hin-
zuzahlen müssen. Es ist zwar die 
Rede von „Lernmittelfreiheit“, 
aber tatsächlich steht diese seit 
langem nur auf dem Papier.

Die Eltern werden ständig 
zusätzlich zur Kasse gebeten: 
Verbrauchsmaterial, Bücher, 
Extraangebote, Ausflüge – die 
Anlässe und Begründungen 
sind vielfältig. Von den Kosten 
für Fahrten, Schulessen oder 
Schulkinderbetreuung ganz 

D

Schulbesuch wird für viele Eltern und Kinder immer teurer  

BALL fordert Lernmittelfreiheit
zu schweigen. Im letzten Jahr 
(Drucksache 18/4685) hat das 
Kieler Bildungsministerium 
eine Studie zur Aushöhlung der 
Lernmittelfreiheit in Schleswig-
Holstein veröffentlicht. Danach 
zahlten im Mittel die Eltern 
1.000,00 Euro pro Kind und 
Schuljahr hinzu. Für Bücher zahl-
ten die Eltern knapp 50,00 Euro 
hinzu, für Verbrauchsmaterialien 
89,00 Euro. Die höchsten Kos-
ten entstanden für Versorgung 
und Betreuung und Fahrkosten 
(bei Fahrschülern). Im Mittel 
lagen diese bei 395,00 Euro für 
diejenigen, die tatsächlich am 
Schulessen oder der Schulkin-
derbetreuung teilgenommen 
hatten. Ausgehend von dieser 
Studie müssen die tatsächlichen 
Zuzahlungen der  Eltern vor Ort 
konkret erhoben werden. 

Ziel der BALL-Initiative ist 

es, dass die Schulen von der 
Stadt soviel an Zuschüssen für 
Lernmittel und Unterrichtsma-

terialien sowie Kleinanschaf-
fungen erhalten, dass sie die 
Eltern nicht extra zur Kasse 

bitten müssen. Vor allem Kinder 
aus einkommensschwächeren 
Haushalten sind von den hohen 
Elternzuzahlungen besonders 
betroffen. Kinder aus Hartz-IV-
Bedarfsgemeinschaften können 
zwar 100,00 Euro  pro Jahr „Bil-
dungsgutschein“ in Anspruch 
nehmen, aber dieser ist schon 
z. B. mit der Mitgliedschaft im 
Sportverein verbraucht.

Am 10 .  10 .  2017 be-
schlossen CDU, FWB, 
SPD und Grüne in der 

Stadtvertretung die Straßenaus-
bauprogramme für die Danziger 
Straße und den Erlengrund. Die 
BALL-Fraktion enthielt  s ich . 
Wir s ind selbstverständl ich 
nicht gegen die Erneuerung 
der maroden Straßen und der 
Kanalisation , aber gegen die 
erhebliche Heranziehung der An-
lieger an den Ausbaukosten. Die 
BALL kritisiert seit längerem die 
meist in die Tausende gehenden 
Anliegerbeiträge, die von den 
Bürgerinnen und Bürgern beim 
Straßenausbau zu zahlen sind. 
Die Bevölkerung zahlt genü-
gend Steuern, mit denen die 
Erneuerung und Unterhaltung 
der Straßen erfolgen müßte: 
Grundsteuer, Mineralölsteuer, 
KFZ-Steuer…  Anstatt diese 
Steuereinnahmen für den Stras-
senausbau zu verwenden, sollen 
in den Städten und Gemeinden, 
die Anlieger den Ausbau durch 
saftige Anliegerbeiträge bezah-
len. Durch diesen Schachzug 
(Umverteilung von unten nach 
oben) ziehen sich Bundes- und 
Landesregierungen aus der 
Straßenausbaufinanzierung 

A

Stadtvertretung beschließt weitere Straßenausbauprogramme

BALL: Anliegerbeiträge müssen weg! 

zurück. So kann die Bundesre-
gierung mit der „schwarzen Null” 
prahlen und die Steuergelder 
z.B. für die neuen Aufrüstungs-
programme der Bundeswehr 
einsetzen. 

Um als finanzschwache Stadt 
eine möglichst hohe Fehlbetrags-
zuweisung von der Landesregie-
rung  zu erhalten, ist sogar eine 
weitere Erhöhung der Anlieger-
beiträge für den Straßenausbau 

von der Barmstedter Stadtver-
tretung vorbereitet , die von 
der BALL entschieden abge-
lehnt wird: bei Anliegerstraßen 
sollen die Bürger 80 % statt bis-
lang 75 % der Ausbaukosten 
tragen, bei Hauptverkehrs-
straßen 55% statt bislang 50%. 
Diese Erhöhung wurde vor kur-
zem vertagt, da zunächst ab-
gewartet werden sollte, was 
die neue CDU/FDP/Grüne-Lan-

desregierung beschließt. Auf 
Landesebene gibt es auch in 
zahlreichen anderen Städten 
Initiativen zur Abschaffung der 
Anliegerbeiträge. 

Darauf hat die Landesregie-
rung reagiert und einen Gesetz-
entwurf vorgelegt, der es den 
Kommunen freistellen soll, An-
liegerbeiträge zu erheben. Die 
BALL wird sich in der Stadtver-
tretung, sobald das Gesetz be-

schlossen ist , für die Abschaf-
fung der Anliegerbeiträge in
Barmstedt einsetzen, und dies
zum frühestmöglichen Zeitpunkt. 
Wir übersehen allerdings nicht, 
dass diese Wahlfreiheit der Kom-
munen einen schweren Haken 
hat: auf mehrere hunderttau-
send Euro an Anliegerbeiträgen 
können sehr leicht schulden-
freue Städte und Gemeinden 
verzichten; bei finanzschwachen 
Gemeinden wie Barmstedt wer-
den diese fehlenden Einnahmen 
an anderer Stelle im Haushalt 
dann weggekürzt oder das De-
fizit steigt. Unbedingt erforder-
lich ist es deshalb, dass die 
finanzschwachen Gemeinden 
entsprechende Ausgleichsbei-
träge für den Straßenausbau 
erhalten. Wie sagte doch jüngst 
ein älterer Barmstedter: 

„Statt Panzerstraßen in Afgha-
nistan zu bauen, wäre es besser 
hier die Straßen zu unterhalten.“

D

Tunnelblick Automobilindustrie 

hält an überholten Antrieben fest
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Straßenausbaubeiträge:

Widerstand formiert sich 
ult-Cowboy Lucky Luke 
schießt bekanntlich 
schneller als sein Schat-

ten. Jetzt haben die USA einen 
zukünftigen Präsidenten, der 
etwas Ähnliches fertig bringt: 
Sein Mund redet schneller als 
sein Gehirn denkt!

Mit Lügen, Verleumdungen 
und mit Pöbeleien aber ohne 
fundierte Programmatik hat 
Donald Trump die Wahl ge-
wonnen. Er hat sich sozusagen 
an die Macht getrumpelt. 
Rechte, nationalistische und 
erzkonservative Kräfte in den 
USA und auch in Europa jubeln. 
Da macht es auch nichts, dass 
Trump schon nach kurzer Zeit 
in einigen Punkten zurück 
rudern musste (z.B. Mauerbau 
gegen Mexiko, Ausweisung 
von „Illegalen“). Jetzt liegt die 
Vorschlagsliste für die künftige 
US-Regierung vor und sie liest 
sich wie die Darstellerliste 
eines Horrorfilms. Langjährige 
Kumpane, klerikale Hardliner 
und Milliardäre sowie die direk-
ten Vertreter aus der „wall-
street“ sollen Amerika wieder 

„groß machen“. Koordiniert von 
dem Chefstrategen Stephen 
Bannon, einem bekennenden 
Rechtsradikalen.

Welche Auswirkungen das
Ganze haben wird, ist im Ein-
zelnen noch nicht abzusehen.
Aber klar ist jetzt schon: Innen-
politisch wird das Land weiter 
zerrissen werden, die Schere 
zwischen arm und reich wird 
weiter auseinander gehen, eine
weitere Aufstockung der astro-
nomischen Rüstungsausgaben
ist angekündigt. Es ist zu be-
fürchten, dass die USA konkre-
te Maßnahmen zum Klima-
schutz verhindern werden. Wel-
che außenpolitischen Folgen 
Trumps Kurs haben wird, ist 
noch nicht genau zu erkennen. 

m 13.12.2016 beschlos-
sen CDU, FWB, SPD und
Grüne in der Stadtvertre-

tung die Straßenausbauprogram-
me für den Weidkamp und die 
Gebrüderstraße. Die BALL-Frak-
tion stimmte dagegen. Wir sind 
selbstverständlich nicht gegen 
die Erneuerung der Straßen und 
der Kanalisation, aber gegen die 
erhebliche finanzielle Heranzie-
hung der Anwohner.

In Baden Württemberg, Ber-
lin und neuerdings in Hamburg 
werden keine Straßenausbau-
beiträge erhoben. In einigen an-
deren Bundesländern ist es den 
Städten freigestellt. Die BALL-
Fraktion lehnt die Erhebung ab, 
da nach unserer Auffassung der 
Straßenausbau aus der KFZ-

und Mineralölsteuer sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Anfang November berichte-
te die „Barmstedter Zeitung“un-
ter der Überschrift: „Zoff um 

Straßenbau – der Widerstand 
formiert sich” über die hohen 
Ausbaubeiträge in den verschie-
denen Elmshorner Strassen. Für 
ca. 1.000 Quadratmeter-Grund-
stücke sollen die Anwohner zwi-
schen 9.000.- bis 11.000.- Euro 

aufbringen. Ein Anwohner, des-
sen Eckgrundstück gleichzeitig 
an drei neu auszubauenden 
Straßenzügen liegt, soll jetzt 
39.500.- Euro bezahlen. 

In Neumünster haben betrof-
fene Anlieger im Internet eine 

Petition an die Kieler Landesre-
gierung auf den Weg gebracht. 
Inzwischen wurde die Petition 
von weit mehr als der erforder-
lichen Unterstützeranzahl unter-
zeichnet. Jetzt ist die Landes-
regierung gezwungen sich mit 
der Petition zu befassen. (www. 
openpetition.de/petition/online/
abschaffung-strassenbaubeitraege-
in-schleswig-holstein-keine-staatlich-
angeordnete-existenzgefaehrdung)

Die Barmstedter Stadtvertre-
tung hat zudem gegen die Stim-
men der BALL-Fraktion eine wei-
tere Erhöhung der Straßenaus-
baubeiträge beschlossen. Bei 
der Erneuerung von „Anlieger-
straßen” sollen die Beiträge für 
die Grundstückseigentümer von 
75% auf 85%, bei „Haupter-
schließungsstraßen” von 50% 
auf 55% und bei „Hauptverkehrs-
straßen” von 25% auf 35% her-
aufgesetzt werden. Nach diesen 
neuen Sätzen wird aber erst ab 
2019 abkassiert, also nach der 
nächsten Kommunalwahl. Der 
Ausbau der derzeit bereits in 
Planung oder im Bau befind-
lichen Straßenzüge fällt somit 
nicht unter diese Erhöhung.

A
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An die Macht
getrumpelt

Barmstedter Linke Liste zum Bebauungsplan 72:

Stadtentwicklung behutsam 
D ie BALL-Fraktion hat dem 

Aufstellungsbeschluss für 
den B-Plan 72 für den 

Bereich Düsterlohe/Bornkamp 
(ehemalige Baumschulgebiete 
östlich und nördlich der Sport-
plätze) nicht zugestimmt: Die 
BALL steht grundlegend zum 
Grundsatzbeschluss der Stadt-
vertretung, dass B-Pläne dort
aufzustellen sind, wo die Stadt 
im Besitz der Flächen ist und wo 
ein städtebauliches Erfordernis 
besteht. Die Flächen sind nicht 
im Besitz der Stadt, und damit 
erübrigt sich eigentlich alles 
Weitere. Ziel des Grundsatzbe-
schlusses war es u. a., dass die 
Stadt vom Bodenwertzuwachs-
gewinn, der durch die Bauland

ausweisung entsteht, einen An-
teil erhält. 

Die BALL spricht sich aber 
auch gegen eine unkontrollierte 
großflächige Baulandausweisung 
im Randbereich aus - auf jeden 

Fall gegen eine Bebauung des 
nördlichen Bereichs im B-Plan 
72 (Teil B) an der Düsterlohe.

Folgende Gründe:

1. Die kommunalen Infrastruk-
tur-Folgekosten sind unbekannt, 
wahrscheinlich aber werden sie
höher liegen als die Steuer-Mehr-

einnahmen und damit die Finanz-
not der Stadt vergrößern. Ein 
Gutachten der Stadt Wedel 
(„Fiskalische Wirkungsanalyse“) 
plädiert deshalb für eine behut-
same Stadtentwicklung.

2. In Barmstedt gibt es inzwi-
schen weitere B-Pläne, Woh-

nungsbauprojekte und Baustel-
len im innerstädtischen Bereich, 
die erst einmal abgearbeitet 
werden müssen.
 
3. In den nächsten 10 - 20 
Jahren wird es sehr großen 
innerstädtischen Modernisie-
rungs- und Erneuerungsbedarf 

K

Strompreise steigen
ie Stadtvertretung beschloss auf ihrer Dezember-Sitzung 
eine Erhöhung der Strompreise ab 1.2.2017 um etwa 1.2 
%. Dabei blieben die Arbeitspreise unverändert, jedoch 

wurden die Grundpreise angehoben. Die BALL-Fraktion stimmte 
gegen die Erhöhung. „Im letzten vorliegenden Jahresergebnis 
erzielen die Stadtwerke insgesamt 
in der Stromsparte einen Gewinn 
von rund 759.000,– Euro, und 2016 
sieht es auch nicht schlecht aus. 
Da passt eine Erhöhung schlecht 
in die Landschaft“, so BALL-Frak-
tionssprecher Dr. Günter Thiel.

geben, der aus stadtplanerischer 
Sicht vorrangig zu lösen ist (z. B. 
Reihen-, Einfamilienhäuser und 
Genossenschaftswohnungen der 
50er, 60er-Jahre mit oftmals gro-
ßen Grundstücken), bevor in die 
Fläche hinein gebaut wird.

4. Es besteht vor allem Bedarf an 
bezahlbaren kleineren Mietwoh-
nungen für ältere Menschen und 
für Single-Haushalte, und diese 
sollten eher im innerstädtischen 
Bereich entstehen. 

Immer wieder auf der Tagesordnung:

Es fehlen Kita-Plätze 
eit langem weist die BALL
daraufhin, dass die Schaf-
fung eines weiteren Kin-

dergartens in Barmstedt in An-
griff zu nehmen ist. Die neues-
ten Zahlen aus unserer Stadt be-
stätigen dieses.

Auf der kurzfristig einberufe-
nen, außerordentlichen  Sitzung 
des Sozialausschusses am 28. 
November informierte die Stadt-
verwaltung über den aktuellen 
Stand bei den Kitas. Demnach 
stehen 43 Kinder auf der War-

teliste für einen Krippenplatz 
zum 01.08.2017, dem Beginn 
des neuen Kindergartenjahres 
(Stand 17.11.2016). Bei den 
„Regelkindern“ist die Situation 
ähnlich prekär.

Da für das Jahr 2017 bei 
Kreis und Land keine Zuschüsse 
für einen Neu- oder Umbau 
mehr beantragt werden können, 
müssen kurzfristig andere 
Lösungen her. Für die Betreuung 
von Krippenkindern soll der 
Einsatz von Tagesmüttern und 

–vätern erweitert werden.
Perspektivisch ist nach Auf-

fassung der BALL jedoch der Bau 
eines weiteren Kindergartens 
mit Krippenbetreuung notwen-
dig. Bei der Ausweisung und 
Planung von Neubaugebieten 
muss dieses berücksichtigt wer-
den. Die Stadtverwaltung ist 
aufgefordert hier rechtzeitig 
nach einem möglichen Träger 
Ausschau zu halten sowie für die 
Finanzierung zu sorgen und die 
Kreis- und Landeszuschüsse zu 

beantragen. 
Von der Landespolitik erwar-

ten wir, dass die Kommunen bei 
den Kita-Folgekosten erheblich 
mehr entlastet werden und dass 
endlich die Elternbeiträge abge-
schafft werden, und zwar sofort 
und nicht nur als Wahlkampfan-
kündigung für die ferne Zukunft.
Im ersten Schritt muss es zumin-
dest den gebührenfreien Halb-
tagsplatz für alle geben, so wie 
es in Hamburg seit geraumer 
Zeit der Fall ist.

„Ich fürchte, Amerika wird 
ausgeblutet werden und 
seine Leute werden sich 
bereichern.  Das war unter 
Bush so und das wird unter 
ihm auch so sein.“

(Walter Sittler, Schauspieler, 
mit deutschem und US-
Pass zur Präsidentschaft 
von Trump)

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 

R

Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.

E

„Schwarze Null” 
nde 2015 beschloss die 
Stadtvertretung die Stra-
ßenausbaubeiträge für 

Grundstückseigentümer zu er-
höhen. Bei der Erneuerung von 
„Anliegerstraßen” sollen die Bei-
träge für die Betroffenen von 75%
auf 85%, bei „Haupterschlie-
ßungsstraßen” von 50% auf 55% 
und bei „Hauptverkehrsstraßen” 
von 25% auf 35% heraufgesetzt 
werden. Abkassiert wird aber 
erst ab 2019, also nach der näch-
sten Kommunalwahl. Der Ausbau 
der derzeit bereits in Planung 

oder im Bau befindlichen Stra-
ßenzüge fällt somit nicht unter 
die Erhöhung.

Die BALL-Fraktion lehnt die 
Erhebung von Anliegerbeiträge 
ab, da nach unserer Auffassung 
der Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer  sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Ziel der anderen Parteien ist 
der schrittweise Rückzug aus der 
steuerlichen Finanzierung des 
Straßenbaus. Dies ist auch auf 

der Bundesebene zu beobachten: 
Wirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel, SPD, hat 2014 der Deut-
schen Bank, den großen Versi-
cherungskonzernen und anderen 
Investoren angeboten, ihr Kapital 
in Autobahnen, Straßen, Brücken, 
Leitungssystemen und Kanalisati-
onen anzulegen. Dieser Privati-
sierungsvorschlag verspricht den 
Konzernen ein staatlich garan-
tierten Gewinn von bis zu sieben 
Prozent. 

Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt, CSU, will eine private 
Bundesfernstraßengesellschaft. 
Die soll die Autobahnen und 
Fernstraßen betreiben. Sie unter-
läge keiner parlamentarischen 
Kontrolle, bekäme Kredite von 
Investoren und könnte durch 
einen Börsengang noch weiter 
privatisiert werden. Die Einnah-
men kommen aus der Lkw-Maut 
auf Autobahnen. Ab 2018 soll 
die Maut auch auf Fernstraßen 
fällig werden. Über eine Pkw-
Maut wird auch schon öffentlich 
„nachgedacht”.

Wenn diese Pläne nicht ver-
hindert werden, dürften sie uns 
zukünftig teuer zu stehen kom-
men.

jetzt schon die Hölle. Und gleich-
zeitig werden Schlepper neue 
Wege suchen und finden, und es 
ist bereits jetzt so, dass der Weg 
über das Mittelmeer wieder stär-
ker gesucht und das Sterben der 
Menschen durch Ertrinken wie-
der zunehmen wird. Dieses muss 
endlich durch die Schaffung von 
sicheren Fluchttransitwegen be-
endet werden. Hier liegt Europas 
Verantwortung, nicht in der mili-
tärischen Flüchtlingsabwehr. Der 
NATO-Ägäis-Einsatz ist wegen 
seines menschenrechtswidrigen 
Auftrags abzubrechen.

Aber im Gegenteil arbeitet 
in dieser Situation Bundesmi-
nister de Maiziere daran, eine 
Vereinbarung mit nordafri-
kanischen Staaten nach dem 

„Türkei-Vorbild“ zu erzielen. 
Demnach sollen in Nordafrika 
Aufnahmezentren geschaffen 
werden, um Flüchtlinge aus 
Italien dorthin zu überführen.

Klaus
Kuberzig

Dr. Günter
Thiel

Helmut
Welk

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
blickliche Krieg in Syrien und im 
Irak genannt. Was besonders 
aber von Frau Merkel und ihrer 
Regierung weitgehend ver-
schwiegen wird ist:
■   Die westlichen Staaten – vo-
ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
Jahren hunderttausende Bomben 
auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
lerweile zum tödlichen Tagesge-

schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
■   Die CIA war es, die mit finan-
zieller und logistischer Unterstüt-
zung islamistische Milizen wie 
die Taliban oder den IS erst groß 
gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
Syrien die kurdischen Kräfte, 
während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
dieses Land führt. 
■   Und nicht zuletzt sind es die 
Rüstungsexporte – in vorderster 
Front dabei deutsche Firmen! –.
die dafür sorgen, dass Krieg 
geführt werden kann. Deutsche 
Firmen liefern an Saudi Arabien 
und Katar. Die beiden Länder 

sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
Seite ist die wirtschaftliche Situ-
ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
Ländern.
■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
und Versicherungen, die auf Le-
bensmittelknappheit wetten und 
sich goldene Nasen verdienen.

Und nicht zuletzt mischen Mi-
neralölkonzerne 10% Lebensmit-
tel in unser Benzin statt hungern-
den Menschen zu helfen.

Ursachen des Flüchtlingsstroms bekämpfen

Endlich Kriege beenden 

Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei: 

Ein geplantes Fiasko 

Wen wundert es dann noch, 
wenn sich Menschen in den Län-
dern radikalisieren oder gen 
Europa flüchten?

Hier gilt das Gleiche: Nur ein 
UMDENKEN und HANDELN –
z. B. in der EU – kann dafür sor-
gen, dass Armut und Hunger in 
den betroffenen Ländern besei-
tigt werden und die Menschen 
keinen Grund mehr haben, ihre 
Heimat zu verlassen. 

M

D as völkerrechtswidrige 
Menschenhandelsabkom-
men zwischen der EU 

und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
es zeichnet sich bereits jetzt ab, 
was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
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gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
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deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 
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das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 
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nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
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bewiesen was seit Jahren in der 
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ist diese Erkenntnis auch nicht. 
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von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.
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plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.
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Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt, CSU, will eine private 
Bundesfernstraßengesellschaft. 
Die soll die Autobahnen und 
Fernstraßen betreiben. Sie unter-
läge keiner parlamentarischen 
Kontrolle, bekäme Kredite von 
Investoren und könnte durch 
einen Börsengang noch weiter 
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men kommen aus der Lkw-Maut 
auf Autobahnen. Ab 2018 soll 
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fällig werden. Über eine Pkw-
Maut wird auch schon öffentlich 
„nachgedacht”.

Wenn diese Pläne nicht ver-
hindert werden, dürften sie uns 
zukünftig teuer zu stehen kom-
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zeitig werden Schlepper neue 
Wege suchen und finden, und es 
ist bereits jetzt so, dass der Weg 
über das Mittelmeer wieder stär-
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Stadtvertretung beschließt Kindergartenstandort

Baubeginn erst 2019? 
ie Stadtvertretung hat 
am 10.10.2017 beschlos-
sen, dass ein neuer Kin-

dergarten an der Ecke Düster-
lohe/Große Gärtnerstrasse (vor 
der Jugendbildungsstätte) oder 
alternativ im Bereich des neuen 
Baugebietes gegenüber dem 
Sportplatz des SSV Rantzau (B 
72 B) gebaut werden soll. Damit 
ist ein vorläufiger Schlusspunkt
unter eine lange andauernde 
Debatte um den Standort ge-
setzt worden.

Bereits in ihrem Wahlpro-
gramm vor mehr als 4 Jahren (!) 
hatte die BALL auf die Notwen-
digkeit einer zusätzlichen Kita 
hingewiesen und dies in den 
städtischen Gremien immer wie-
der vorgetragen. Bereits damals 
gab es zahlreiche Nachfragen 
nach Kita-Plätzen und lange 
Wartelisten.

Durch die vielen neuen Bau-
gebiete und dem damit ver-
bundenen Anstieg der Bevölke-
rungszahl stieg auch die Zahl 
der in Kitas unterzubringenden 
Kinder weiter, so dass die Situa-
tion immer schwieriger wurde.

 In der Stadtvertretung und 
den Ausschüssen wurde ein Neu-
bau von den anderen Parteien

aber immer wieder verhindert. 
Der Hauptgrund war dafür si-
cherlich: Die Stadt ist verschul-
det und eine weitere Kita ist 
teuer. Fakt ist aber, dass es ei-
nen gesetzlichen Anspruch auf 

einen Kindergartenplatz gibt.
Ende August 2017 fehlten 

insgesamt 92 Plätze im Elemen-
tar-, Hort- und Krippenbereich.
Nach mehreren Diskussionen im
Sozialausschuss ,  im Bauaus-
schuss und letztlich in der Stadt-
vertretung wurde jetzt endlich 
der Beschluss für einen Neubau 
gefasst, weil die hohe Zahl an 
Wartenden auch für die anderen
Rathausfraktionen keine weitere 
Verzögerung mehr zuließ.

Wer aber nun glaubt, dass 
der Platzmangel schnell beho-
ben wird, der wird bitterlich ent-
täuscht werden. Wenn der end-
gültige Standort geklärt ist, be-
ginnt die eigentliche Arbeit:
z.B. Findung eines Trägers, Bean-
tragung von Zuschüssen, Beauf-
tragung der Architekten, Aus-
schreibungen für die Arbeiten 
und begleitende Diskussionen in 

den zuständigen Ausschüssen. 
Nach Aussagen der Stadtver-
waltung werden hierzu voraus-
sichtlich zwei Jahre benötigt, 
bevor mit dem eigentlichen Bau 
begonnen werden kann. Die er-
sten Kinder werden also frühes-
tens Mitte 2020 dort „einziehen“ 
können. Das heißt auch, dass 
zumindest die älteren Kinder, 
die auf den jetzigen Wartelis-
ten stehen, von der neuen Kita 
nichts haben werden.

Übrigens: Wenn weiterhin 
für einen Bevölkerungszuwachs 
geworben wird und neue Bau-
gebiete ausgewiesen werden 
sollen, dann halten wir es für 
notwendig, bereits den nächs-
ten Kindergarten zu planen. Es 
dürfen nicht wieder so viele 
Jahre vergeudet werden! Dafür 
werden sich die Stadtvertreter 
der BALL konsequent einsetzen.

Unser Appell an die Kolle-
ginnen und Kollegen der Barm-
stedter Stadtvertretung, deren 
Parteien auch im Kreis- und 
Landtag vertreten sind und 
dort „was zu sagen“ haben: 
Setzt Euch dafür ein, dass die 
Städte und Gemeinden vor 
allem mehr Geld zur Verfügung 
bekommen und vielleicht auch 
die eine oder andere bürokra-
tische Hürde abgebaut wird. 
Sorgt dafür, dass Eure Partei-
oberen endlich für eine zügige 
Umsetzung von Maßnahmen in 
den Kommunen Sorge tragen, 
damit das Recht auf einen 
Kita-Platz nicht ad absurdum 
geführt wird. Und selbstver-
ständlich steht die BALL an der 
Seite derjenigen, die endlich 
gebührenfreie Kita-Plätze durch-
setzen wollen.

an hört von Regierungs-
seite immer wieder, 
dass es notwendig ist,

die Ursachen des Flüchtlings-
stroms zu beseitigen. Aber meis-
tens wird dann nur der augen-
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ran die USA, Großbritannien und 
Frankreich – haben in den letzten 
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auf die Länder des nahen und 
mittleren Ostens abgeworfen.
■   Drohnenangriffe gehören mitt-
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schäft des Friedensnobelpreis-
trägers Barack Obama.
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gemacht haben. 
■   Die Türkei bombardiert in 
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während der Nachschub für den 
IS ebenfalls nach wie vor über 
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Rüstungsexporte – in vorderster 
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geführt werden kann. Deutsche 
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sind die Hauptfinanziers des 
„Islamischen Staates“.

Solange diese Machtpolitik 
anhält, wird es immer Menschen 
geben, die aus Angst um ihr Le-
ben aus ihrer Heimat flüchten 
werden. In diesem Zusammen-
hang ist es der blanke Hohn, das 
die Hauptverursacher der Krise 
(nämlich USA, GB und Frankreich) 
kaum Flüchtlinge aufnehmen.

Die Kriege sind aber nur eine 
Seite der Medaille. Die andere 
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ation, also Armut und Hunger, 
in vorwiegend afrikanischen 
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■   Es ist die Agrar-Subventions-
politik der EU, die afrikanische 

Bauern in den Ruin treibt. Es sind 
die Fischfangflotten aus Europa, 
die die Küstengewässer vor Af-
rika leer fischen.

Es sind die Zocker in Banken 
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und der Türkei ist erst ein paar 
Tage alt und schon jagt eine 
Skandalmeldung die nächste, und 
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was demokratische Kräfte wie
verschiedene Menschenrechtsor-
ganisationen prophezeit haben: 
Das Elend der Flüchtlinge wird 
sich nicht verbessern, sondern die 
Lage wird noch prekärer werden.

So sind bereits die ersten 
Flüchtlinge aus Afghanistan wie-
der dorthin, das heißt in die Hän-
de der Taliban, abgeschoben wor-
den. Zuvor waren diese Men-
schen ohne Zugang zum Asylver-
fahren inhaftiert worden. Daran 
zeigt sich: Die Türkei, die die 
Genfer Flüchtlingskonvention nur 
mit Vorbehalten unterzeichnet 
hat, verweigert flüchtlingsrecht-
liche Minimalforderungen. Und 
sie ist nicht bereit, die verabre-
dete Garantie für die Rechte der 
Flüchtlinge durch die EU überwa-
chen zu lassen.

In Griechenland werden auf
den Inseln die „Hotspots“ zu Haft-
zentren umfunktioniert. Alle 
nach dem 20. März 2016 anlan-
denden Schutzsuchenden sollen 
dort inhaftiert werden – Kinder, 
Frauen, genauso wie schwer 
Traumatisierte. Was danach mit 
den Menschen geschieht, ist un-
gewiss. 

Die menschenunwürdige Mas-
seninhaftierung Schutzsuchender 
auf den Inseln löst international 
scharfe Kritik aus. Aus Protest 
stellen auch Hilfsorganisationen 
ihre Arbeit in den „Hotspot“-La-
gern ein. UNHCR (Flüchtlingshilfs-
werk der UNO) distanzierte sich 
deutlich: „UNHCR ist weder Teil 

des EU-Türkei-Deals, noch wer-
den wir uns an den Rückführun-
gen und Inhaftierung beteiligen“. 

Auch die Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ kündigte an, dass 
alle Aktivitäten im Zusammen-

hang mit dem Hotspot auf Les-
bos eingestellt wurden und er-
klärte : „Wir werden nicht 
zulassen, dass unsere Hilfe für 
eine Massenabschiebung instru-
mentalisiert wird. Wir weigern 
uns, Teil eines Systems zu sein, 
das keine Rücksicht auf die hu-
manitären Bedürfnisse oder die 

Schutzbedürfnisse von Asylsuchen-
den und Migranten nimmt.“ An-
dere Organisationen wie das Inter-
national „Rescue Committee“ und 

„Save the Children“ haben ihre Hilfs-
maßnahmen ebenfalls eingestellt. 
Für die EU-Kommission entwickelt 
sich der Deal mit der Türkei zum 
Fiasko – für die Flüchtlinge ist es 
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Oh wie schön ist Panama 
und 400 Journalisten aus 
80 Ländern haben daran 
gearbeitet, einen Berg von 

Daten zu entwirren und seit dem 
3. April berichten alle Medien 
nahezu täglich über Briefkasten-
firmen, Steueroasen und Geld-
wäsche.  Immer neue Namen aus 
Politik, Wirtschaft, Sport tauchen 
auf; selbst Regierungschefs sollen 
involviert sein und geraten unter 
Druck.

„Panama Papers“ heißt das 
Zauberwort. Und ein Datenleck 
bei der Kanzlei „Mossack Fon-
seca“ in der Hauptstadt des mit-
telamerikanischen Landes hat 
bewiesen was seit Jahren in der 
dubiosen Finanzwelt zum tägli-
chen Geschäft gehört. Und neu 
ist diese Erkenntnis auch nicht. 
„Mossack Fonseca” ist nur eine 

von hunderten Firmen weltweit 
mit dem gleichen Geschäft.

Insofern ist die große Empö-
rung, die viele Politiker jetzt an 
den Tag legen eher gespielt! 
Und das Bundesfinanzminister 
Schäuble (CDU) nun lautstark 
mehr Transparenz fordert ist der 
reinste Hohn.

Schließlich sind es deutsche 
Bundesregierungen die seit Jah-
ren einschneidende Maßnahmen 
gegen Steuerflucht, Vertuschun-
gen durch „off-shore-Firmen“ 
und Schwarzgeld im eigenen 
Land verhindern.

Deutschland hält laut „Netz-
werk Steuergerechtigkeit“ Platz 
8 der führenden Schattenfinanz-
plätze!

Allein aus Deutschland sollen 
mindestens 28 Banken für ihre 
Kunden über 1200 Briefkasten-
firmen gegründet und zum Teil 
auch verwaltet haben. Und, wen 
wundert es: auch die HSH-Nord-
bank befindet sich darunter. Eben 
jenes Institut, dass durch unlau-

tere Geschäfte dem Steuerzahler 
Milliarden kosten wird. Angeblich 
hat sich die Bank schon 2011 
von den „Panamagesellschaften“ 
getrennt. Aber hier ist schon so 
viel vertuscht worden, dass es 
sehr wohl interessant ist, ob die 
HSH-Nordbank nicht vielleicht 
doch noch irgendwo Briefkasten-
firmen unterhält, bei denen Geld 
geparkt ist, dass den Behörden 
und der Öffentlichkeit vorenthal-
ten wird.
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„Schwarze Null” 
nde 2015 beschloss die 
Stadtvertretung die Stra-
ßenausbaubeiträge für 

Grundstückseigentümer zu er-
höhen. Bei der Erneuerung von 
„Anliegerstraßen” sollen die Bei-
träge für die Betroffenen von 75%
auf 85%, bei „Haupterschlie-
ßungsstraßen” von 50% auf 55% 
und bei „Hauptverkehrsstraßen” 
von 25% auf 35% heraufgesetzt 
werden. Abkassiert wird aber 
erst ab 2019, also nach der näch-
sten Kommunalwahl. Der Ausbau 
der derzeit bereits in Planung 

oder im Bau befindlichen Stra-
ßenzüge fällt somit nicht unter 
die Erhöhung.

Die BALL-Fraktion lehnt die 
Erhebung von Anliegerbeiträge 
ab, da nach unserer Auffassung 
der Straßenausbau aus der KFZ- 
und Mineralölsteuer  sowie der 
Grundsteuer zu begleichen ist. 
Das ist im Übrigen auch die Po-
sition des ADAC.

Ziel der anderen Parteien ist 
der schrittweise Rückzug aus der 
steuerlichen Finanzierung des 
Straßenbaus. Dies ist auch auf 

der Bundesebene zu beobachten: 
Wirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel, SPD, hat 2014 der Deut-
schen Bank, den großen Versi-
cherungskonzernen und anderen 
Investoren angeboten, ihr Kapital 
in Autobahnen, Straßen, Brücken, 
Leitungssystemen und Kanalisati-
onen anzulegen. Dieser Privati-
sierungsvorschlag verspricht den 
Konzernen ein staatlich garan-
tierten Gewinn von bis zu sieben 
Prozent. 

Verkehrsminister Alexander 
Dobrindt, CSU, will eine private 
Bundesfernstraßengesellschaft. 
Die soll die Autobahnen und 
Fernstraßen betreiben. Sie unter-
läge keiner parlamentarischen 
Kontrolle, bekäme Kredite von 
Investoren und könnte durch 
einen Börsengang noch weiter 
privatisiert werden. Die Einnah-
men kommen aus der Lkw-Maut 
auf Autobahnen. Ab 2018 soll 
die Maut auch auf Fernstraßen 
fällig werden. Über eine Pkw-
Maut wird auch schon öffentlich 
„nachgedacht”.

Wenn diese Pläne nicht ver-
hindert werden, dürften sie uns 
zukünftig teuer zu stehen kom-
men.

jetzt schon die Hölle. Und gleich-
zeitig werden Schlepper neue 
Wege suchen und finden, und es 
ist bereits jetzt so, dass der Weg 
über das Mittelmeer wieder stär-
ker gesucht und das Sterben der 
Menschen durch Ertrinken wie-
der zunehmen wird. Dieses muss 
endlich durch die Schaffung von 
sicheren Fluchttransitwegen be-
endet werden. Hier liegt Europas 
Verantwortung, nicht in der mili-
tärischen Flüchtlingsabwehr. Der 
NATO-Ägäis-Einsatz ist wegen 
seines menschenrechtswidrigen 
Auftrags abzubrechen.

Aber im Gegenteil arbeitet 
in dieser Situation Bundesmi-
nister de Maiziere daran, eine 
Vereinbarung mit nordafri-
kanischen Staaten nach dem 

„Türkei-Vorbild“ zu erzielen. 
Demnach sollen in Nordafrika 
Aufnahmezentren geschaffen 
werden, um Flüchtlinge aus 
Italien dorthin zu überführen.

Klaus
Kuberzig
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Ärzteversorgung in Barmstedt:

Weiter nur kleine Schritte 
etzt beschloss der Haupt-
ausschuss der Stadt, dass 
in Kooperation mit der 

Ärzte-Berufsgenossenschaft mit 
der Entwicklung eines Konzep-
tes begonnen werden soll , da-
mit die ärztliche Versorgung in 
Barmstedt erweitert wird. Es 
erfolgen eine Analyse der aktu-
ellen Situation sowie erste Ge-
spräche mit der Barmstedter 
Ärzteschaft. Die Barmstedter 
Seniorenvertreter forderten 
dies nachdrücklich. Die CDU 
lehnte dies ab, da ihr rd. 4.000 
Euro dafür zu viel waren. Für 
die BALL-Fraktion erklärte Dr. 
Günter Thiel: „Alle bisherigen 
mehr oder weniger halbherzi-
gen Versuche die ärztliche Ver-
sorgung zu verbessern, hatten 
in der Vergangenheit keinen 
Erfolg. Aber da darf man nicht 
resignieren sondern muss neue
Wege versuchen, um zum Erfolg
 zu kommen. Die Erarbeitung 

einer Machbarkeitsstudie unter 
Nutzung des Wissens der Ärzte-
Genossenschaft ist ein solcher 
Versuch, und die ärztliche Ver-
sorgung der Menschen in unse-
rer Region muss uns das wert 

sein.“ Der BALL-Vertreter wies
darauf hin, dass man versuchen
müsse die gegenwärtigen, sehr 
begrenzten Möglichkeiten des
Gesundheitssystems zu nutzen:
es wäre jedoch eine Verbesse-
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rung, wenn es gelänge in ei-
nem Ärztezentrum durch Koope-
ration die Notfalldienste vor 
Ort auszuweiten sowie eine 
weitere Hausarztpraxis anzu-
siedeln, vielleicht sogar die 

er heute einen Job 
sucht, findet häufig 
keine feste und gut 

bezahlte Arbeitsstelle, sondern 
oft nur eine prekäre Beschäfti-
gung. Prekär bedeutet , man 
wird schlecht entlohnt , hat 
kaum Arbeitnehmerschutz und 
wenig berufliche Perspektiven. 
Immer mehr Menschen müssen 
sich mit einem Minijob, einem 
befristeten Arbeitsvertrag, ei-
nem Leih- oder einem Teilzeitar-
beitsverhältnis zufrieden geben. 
In den 1990er Jahren war nur 
jeder fünfte Arbeitnehmer in 
einem solchen Beschäftigungs-
verhältnis, heute ist es bereits 
jeder dritte.

Prekäre Beschäftigung wird 
zumeist niedrig entlohnt. Mehr 
als jeder zweite Minijobbende 
oder der Befristeten verdient un-
terhalb der Niedriglohnschwelle 
von 10 Euro brutto pro Stunde. 
Frauen sind besonders häufig 
von prekärer Beschäftigung be-
troffen. So liegt der Anteil der 
Niedriglohnbezieherinnen an

allen Arbeitnehmerinnen mit 27 
Prozent wesentlich höher als 
der entsprechende Anteil der 
Männer (16 Prozent). Auch Ju-
gendliche sind zunehmend Opfer 
dieser Entwicklung. Nahezu je-
der zweite Beschäftigte (ohne 
Auszubildende) im Alter von 15
bis 24 Jahren bezog einen Nie-
driglohn.

Dass es immer mehr prekä-
re Arbeit gibt, ist nicht naturge-
geben. Die Regierungen Schrö-
der und Merkel haben sie im 
Gegenteil gezielt gefördert . 
Durch die Einführung von Hartz 
IV ist der Druck auf Erwerbslose 
massiv verstärkt worden, jeden 
Job anzunehmen. Die Qualität 
der Arbeit spielt keine Rolle 
mehr. Erwerbslose werden so zu 
Lohndumping und Niedriglohn-
beschäftigung gezwungen.

 Prekäre Arbeit ist fester Be-
standteil einer arbeitsmarktpoli-
tischen Strategie, die das Prinzip 
„jede Arbeit ist besser als keine” 
in den Mittelpunkt stellt. Arbeit 
um jeden Preis, ohne Rücksicht 
auf die Folgen für die Beschäf-
tigten und die Gesellschaft. Die 

Folgen sind aber verheerend. 
Die Löhne sinken, Armut trotz 
Arbeit und Unsicherheit sind 
weit verbreitet. Die Rentenver-
sicherungen leiden unter prekä-
rer Beschäftigung, da ihre Ein-
nahmen wegen der niedrigen 
Löhne zurückgehen. Die Qualität 
von Arbeit wird schlechter und 
Unsicherheit nimmt zu.

Etwa drei Millionen Men-
schen haben zusätzlich zu ihrem 
Hauptberuf einen Nebenjob. Da-
mit haben sich die Anzahl der 
Mehrfachbeschäftigten und ihr 
Anteil an allen Arbeitnehmern in 
den letzten zehn Jahren mehr als 
verdoppelt. 

Im Kreis Pinneberg haben
10.100 Menschen neben dem 
Haupterwerb noch einen Mini-
job. „57 Prozent mehr als noch
vor zehn Jahren,” so die Gewerk-
schaft Nahrungs-Genuss- Gast-
stätten (NGG) Hamburg-Elms-
horn. Die Gewerkschaftssekret-
tärin Anne Widder, spricht von 
einem alarmierenden Trend. „Es 
kann nicht sein, das immer mehr 

Menschen mit einem normalen 
Arbeitsverhältnis nicht über die 
Runden kommen. Wenn laut 
Arbeitsagentur im Kreis Pinne-
berg jeder neunte sozialversi-
cherungspflichtige Beschäftigte 
einen Nebenjob hat, dann ist in 
unserem Land etwas aus dem 
Ruder gelaufen. Viele derer, die 
auf einen Zweitjob angewiesen 
sind, würden, angesichts der ge-
ringen Einzahlungen in die Ren-
tenversicherung, im Alter in Ar-
mut leben müssen.” 

Die Gewerkschaften und DIE 
LINKE setzt sich dafür ein, dass 
prekäre Beschäftigung einge-
dämmt, abgebaut und existenz- 
sichernde Arbeit aufgebaut 
wird. Minijobs dürfen nicht mehr 
gefördert werden. Jede Stunde 
Arbeit muss der vollen Sozial-
versicherungs- und Steuerpflicht 
unterliegen. Wer arbeitet, muss 
davon leben und sicher in die 
Zukunft blicken können sowie 
arbeitsrechtlich abgesichert sein. 
Ein allgemeiner gesetzlicher 
Mindestlohn in Höhe von 12 
Euro pro Stunde ist notwendig. 

Kreis Pinneberg:

Schon über 10.000 
Nebenjobbende
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fachärztliche Versorgung etwas 
zu verbessern.  Darauf müsse 
man hinarbeiten, und wenn es 

entsprechende Unterstützung 
aus der Bevölkerung gäbe – 
um so besser.


